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Antrag 

der Abgeordneten Kerstin Müller (Köln), Volker Beck (Köln), Manfred Such und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Humanisierung der Drogenpolitik (Teil II) 
- Heroinverschreibung - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, unter Berücksichtigung 
folgender Vorgaben einen Gesetzentwurf zur Änderung des Betäu- 
bungsmittelgesetzes (BtMG) in den Deutschen Bundestag einzu- 
bringen sowie die Verordnung über das Verschreiben, die Abga- 
be und den Nachweis des Verbleibs von Betäubungsmitteln 
(BtMVV) zu ändern: 

1. Es ist klarzustellen, daß die Substitutionsbehandlung mit 
Methadon (Polamydon) in der Kompetenz des Arztes verbleibt 
und er sie auch ohne Berücksichtigung eines unmittelbaren 
Abstinenzgebotes allein zum Zweck der Lebenserhaltung und 
Verbesserung der psychosozialen Situation des Patienten 
durchführen kann. 

2. Weiterhin ist die ärztüch. kontrollierte Vergabe des Original- 
stoffes Diamorphin (Heroin) als ein notwendiger Baustein ei- 
nes erfolgreichen Hilfesystems zuzulassen. 

Bonn, den 2, Februar 1996 

Volker Beck 
Manfred Such 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 
A. Allgemeines 

Das Betäubungsmittelstrafrecht hat sich in den vergangenen 
13 Jahren seit Inkrafttreten der Novellierung als Hindernis bei der 
Linderung der Suchtproblematik, insbesondere bei der Hilfestel- 
lung zugunsten intravenös drogenabhängiger Menschen, erwie- 
sen. ln fast allen Gebieten Deutschlands ist festzustellen, daß die 
Zahl der verelendeten Drogenabhängigen zunimmt. Beschaf- 
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fungsdelikte, die Gefahr der AIDS-Verbreitung durch Prostitution 
und gemeinsamen Nadelgebrauch und der Tod durch unsach- 
gemäßen Konsum oder gefährliche Beimischungen stellen nur ei- 
nen Teil der Effekte dieser Kriminalisierungspolitik und des da- 
durch bedingten Abdrängens der betroffenen Menschen in die 
subkulturelle Drogenszene dar. 

Der Antrag, als Teil eines Gesamtkonzeptes, will die staatliche Dro- 
genpolitik von ideologisch motivierten Kriminalisierungs- 
bemühungen entlasten und sie stärker auf das gesundheitspoliti- 
sche Ziel, die Gefährdung aller Bürgerinnen und Bürger durch 
Suchtstoffe aller Art zu reduzieren, ausrichten. 

Therapeutische Bemühungen zur Schadensminderung und zum 
Überleben der, in der Regel vorübergehenden, Lebensphase einer 
Drogenabhängigkeit sollen nicht durch Strafrechtsdrohungen ein- 
geschränkt bzw. gefährdet werden. 

Zwar ist mit der Substitutionsbehandlung durch Methadon ein 
wichtiger Schritt gegen zahlreiche politische Widerstände gegan- 
gen worden, um das Leben vieler Abhängiger zu retten, ihre Ge- 
sundheit und sozialen Lebensumstände zu verbessern und den the- 
rapeutischen Zugang zu ihnen zu öffnen. Entsprechende 
Programme der Länder leiden aber unter den hohen Zugangsvor- 
aussetzungen der Probanden, wie etwa langjährige Abhängigkeit, 
mehrfache Therapieabbrüche und eine lebensbedrohliche Er- 
krankung. Die privatärztliche Methadonsubstitution durch nie- 
dergelassene Ärzte wird seitens der Bundesregierung im Rahmen 
der Betäubungsmittelverschreibungsverordnung (BtMVV) er- 
schwert. Ebenso beabsichtigt sie, die weithin erfolgreich prakti- 
zierte Behandlung Abhängiger mit Codeinpräparaten zu untersa- 
gen. 

Es hat sich allerdings herausgestellt, daß es Gruppen von Betrof- 
fenen, in der Regel schwerstabhängige Menschen, gibt, für die 
eine Substitution mit Methadon nicht die gebotene Hilfe darstellt. 
Der Grund hierfür liegt in einigen Fällen in der gewohnten Form 
der intravenösen Applikation des Heroin, in anderen an der indi- 
viduellen Unverträglichkeit des Ersatzstoffes Methadon oder an 
der fehlenden psychischen Rauschwirkung. 

Mit der Zulassung einer ärztlich verordneten regelmäßigen Ab- 
gabe von Diamorphin (Heroin) wird ein weiteres notwendiges 
Hilfsangebot zur Verfügung gestellt, damit die Betroffenen medi- 
zinisch und psychosozial stabilisiert und weitergehend behandelt 
werden können. Die körperlichen Risiken sind auch bei langjähri- 
ger Einnahme von unverfälschtem Diamorphin - anders als bei 
den legalen Drogen Alkohol und Tabakwaren - vernachlässigbar 
(s. Gutachten des Pharmakologen Prof. Dr. Hellenbrecht „Kontro- 
versen zur Drogentherapie"). Erst beim illegalen Injizieren wach- 
sen die Gefahren des Drogenkonsums. Angst, Hetze, verschmutz- 
tes Spritzbesteck und fehlendes Wissen führen zu zahlreichen 
Erkrankungen wie Hepatitis und HIV. Diese Gefahren können 
durch die legale Verabreichung von Diamorphin ausgeschlossen 
werden. 
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Dabei beinhaltet die ärztlich kontrollierte Abgabe auch die mittel- 
bis langfristige Perspektive einer möglichen Rückführung der Kli- 
entel zu einem drogenfreien Leben. Nicht aber die Abstinenz, son- 
dern vorrangig die Schadensminimierung ist Ausgangspunkt der 
Behandlung. 

B. Einzelbegründung 

zu Nummer 1 

Die Bundesregierung überschreitet derzeit ihre Kompetenz zum 
Erlaß und der Veränderung der Betäubungsmittelverschreibungs- 
verordnung (BtMVV) dahin gehend, daß sie die ärztliche Ver- 
schreibung von Betäubungsmitteln an bestimmte, von ihr vorge- 
gebene Behandlungsziele knüpft; hierzu gehört etwa die völlige 
Suchtfreiheit. Die Änderung muß klarstellen, daß unter den Be- 
griff der „Bestimmungszwecke" in § 13 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 BtMG 
nicht die ärztlich indizierten Behandlungsziele fallen, diese also 
durch eine Vorgabe im Wege der BtmVV nicht erfaßt sind, sondern 
in der Entscheidungskompetenz des Arztes verbleiben. 

zu Nummer 2 

An die drogenabhängigen Mitbürger und Mitbürgerinnen sollen 
im Bedarfsfall Drogen ärztlich kontrolliert mit dem Ziel abgege- 
ben werden können, sie vor den Gefahren illegalen Drogenkon- 
sums zu schützen und ihnen Hilfestellung zu bieten, um sich mit- 
tel- oder langfristig aus der Abhängigkeit zu lösen. Hierzu ist 
Diamorphin aus der Anlage I, in der „nicht verkehrsfähige Betäu- 
bungsmittel" aufgeführt sind, in die Anlage III zu überführen und 
damit verschreibungsfähig zu machen. 

Zur Originalstoffvergabe bestehen in einigen Nachbarländern 
zum Teil langjährige und insgesamt ermutigende Erfahrungen. So 
hat sich im Laufe des Heroinabgabemodells in der Schweiz die ge- 
sundheitliche und soziale Situation der teilnehmenden Personen 
nach kurzer Zeit deutlich verbessert und der Kontakt zur Dro- 
genszene verringert (s. Dr. Ueli Locher in „Projekt Lifeline - ein 
wissenschaftlicher Versuch mit der diversifizierten Verschreibung 
von Betäubungsmitteln", Referat anläßlich einer Anhörung im 
Niedersächsischen Landtag am 31. März 1995). 

Aus einzelnen Gebieten Englands, in denen seit 1971 besonders 
lizensierte Ärzte Drogen verschreiben dürfen, werden eine außer- 
gewöhnlich niedrige HlV-Infektionsrate, sehr selten Todesfälle 
und ein deutlicher Rückgang der Drogen- wie auch der Beschaf- 
fungsdelikte berichtet (Dr. John Marks, Liverpool a. a. O.). 

Die anfängliche Befürchtung, eine Abgabe des Originalstoffes 
Heroin an Abhängige führe zu einer permanenten Ausweitung der 
Vergabe, hat sich weder in der Schweiz noch anhand anderer Pra- 
xiserfahrungen bestätigt (vgl. Prof. Dr. Zeitner in „Anhörung des 
Ausschusses für Gesundheit" am 23. Juni 1994, Ausschuß-Proto- 
koll 113). 

Die ärztliche Abgabe des Originalstoffes Diamorphin an Betäu- 
bungsmittelabhängige in begründeten Ausnahmefällen muß der 
gesundheitlichen und sozialen Rehabilitation dienen und schließt 
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ein Verschreiben oder Mitgeben des Suchtstoffes aus. In der Pra- 
xis wird eine intravenöse Selbstapplikation, d. h. ein Überlassen 
zum Gebrauch, oder die orale Einnahme einer Lösung in Betracht 
kommen. Die Möglichkeit der Injizierung durch den Arzt muß 
außerdem zugelassen werden. 

Die derzeit diskutierte Alternative der Durchführung eines Mo- 
dellversuchs, begrenzt auf Städte ab einer gewissen Einwohner- 
zahl, würde die ausreichenden positiven Erfahrungen ignorieren. 
Ein solches Vorgehen würde auch die ländlichen Gebiete, in de- 
nen die Drogenproblematik nicht weniger gravierend besteht, aus 
dem Hilfsangebot ausklammern und könnte einen unerwünsch- 
ten Sogeffekt in die betreffenden Städte verursachen. 
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